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Wichtige neue Entscheidung 

 
Bauplanungsrecht: Bezugnahme auf DIN-Normen bei öffentlicher Auslegung 
 
§ 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB 
 
Öffentlichkeitsbeteiligung 
Öffentliche Auslegung 
Bezugnahme auf DIN-Normen 
 
Bundesverwaltungsgericht, Beschluss vom 11.08.2016, Az. 4 BN 23.16 
 
 
 
Leitsatz: 

Sind DIN-Normen, auf die in einer der Gemeinde vorliegenden umweltbezogenen Stel-

lungnahme Bezug genommen wird, der Stellungnahme nicht beigefügt, so hat es mit de-

ren Auslegung ohne die DIN-Normen sein Bewenden. § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB verpflich-

tet die Gemeinde nicht, die Normen zu beschaffen und der Öffentlichkeit anlässlich der 

Auslegung der Stellungnahme zugänglich zu machen. 

 

  



Hinweise: 

Die Entscheidung ist im Kontext mit der Rechtsprechung zu Veröffentlichungspflichten bei 

der Bezugnahme in Bebauungsplänen auf DIN-Normen zu sehen (vgl. dazu BayVGH, Ur-

teil vom 03.03.2015, Az. 15 N 13.636, juris, ebenfalls als „Wichtige neue Entscheidung“ 

veröffentlicht). Dort ist höchstrichterlich geklärt, dass (nicht allgemein veröffentlichte) DIN-

Normen, auf die ein Bebauungsplan in den textlichen Festsetzungen verweist, zu veröf-

fentlichen sind oder im Text des Bebauungsplans bzw. in der Bekanntmachung ein Hin-

weis aufzunehmen ist, dass die in Bezug genommene DIN-Vorschrift bei der Verwaltungs-

stelle, bei der auch der Bebauungsplan zur Einsicht bereit liegt, eingesehen werden kann.  

 

Das Bundesverwaltungsgericht hat – in Abgrenzung dazu – nun klargestellt, dass eine 

Veröffentlichung oder ein Bereithalten der DIN-Normen nicht erforderlich ist, wenn lediglich 

in Unterlagen auf diese verwiesen wird, die nach § 3 Abs. 2 BauGB auszulegen sind. Dies 

erscheint nachvollziehbar angesichts der wesentlichen Unterschiede zwischen den Publi-

zitätsanforderungen für eine zu veröffentlichende Rechtsnorm und der Verpflichtung, im 

Rahmen eines Auslegungsverfahrens umweltbezogene Stellungnahmen der Öffentlichkeit 

zur Einsichtnahme zur Verfügung zu stellen.  

 

 

Dr. Käß 
Oberlandesanwalt 
 

 

http://www.landesanwaltschaft.bayern.de/media/landesanwaltschaft/entscheidungen/2015_03_03_we_bauplanungsrecht.pdf


 

 

BUNDESVERWALTUNGSGERICHT BESCHLUSS 

BVerwG 4 BN 23.16  

OVG 1 KN 6/15 

In der Normenkontrollsache 
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hat der 4. Senat des Bundesverwaltungsgerichts 

am 11. August 2016 
durch den Vorsitzenden Richter am Bundesverwaltungsgericht Prof. Dr. Rubel 

und die Richter am Bundesverwaltungsgericht Dr. Gatz und Dr. Decker 

beschlossen: 

Die Beschwerde der Antragstellerin gegen die Nichtzulas-

sung der Revision in dem Urteil des Schleswig-Holsteini-

schen Oberverwaltungsgerichts vom 2. Dezember 2015 wird 

zurückgewiesen. 

Die Antragstellerin trägt die Kosten des Beschwerdever-

fahrens. 

Der Wert des Streitgegenstandes wird für das Beschwer-

deverfahren auf 30 000 € festgesetzt. 

G r ü n d e :  

1 Die auf § 132 Abs. 2 Nr. 1 VwGO gestützte Beschwerde ist unbegründet. Die 

Rechtssache hat nicht die grundsätzliche Bedeutung, die ihr die Antragstellerin 

beimisst. 

2 1. Die Frage, ob im Rahmen der Planung einer Emissionskontingentierung die 

DIN 45691 zu den auslegungsbedürftigen Unterlagen im Sinne des § 3 Abs. 2 

BauGB gehört, führt auf die allgemeinere Frage, ob eine DIN-Norm, auf die in 

einer öffentlich ausgelegten umweltbezogenen Stellungnahme Bezug genom-

men wird, nach § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB ebenfalls öffentlich auszulegen ist. Auf 

diese Frage lässt sich antworten, ohne dass es der Durchführung eines Re-

visionsverfahrens bedarf. 

3 Nach § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB sind die Entwürfe der Bauleitplanung mit der Be-

gründung und den nach Einschätzung der Gemeinde wesentlichen, bereits vor-

liegenden umweltbezogenen Stellungnahmen für die Dauer eines Monats öffent-

lich auszulegen. Da sich die Verpflichtung zur Auslegung auf die "bereits vorlie-

genden" Stellungnahmen, also auf das der Gemeinde Angediente, be-  
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schränkt, kann sich die Pflicht zur Auslegung von DIN-Normen und anderen 

technischen Regelwerken, auf die in einer Stellungnahme verwiesen wird, nur 

dann erstrecken, wenn sie der Stellungnahme beigefügt sind. Ist das wie re-

gelmäßig und so auch hier nicht der Fall, hat es mit der Auslegung der Stel-

lungnahme ohne die darin in Bezug genommenen DIN-Normen sein Bewenden. 

§ 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB verpflichtet die Gemeinde nicht, die - regelmäßig nicht 

öffentlich zugänglichen - Normen zu beschaffen, d.h. bei dem Verfasser der  

Stellungnahme nachzufordern oder im Fachhandel käuflich zu erwerben, und  

der Öffentlichkeit anlässlich der Auslegung der Stellungnahme ergänzend zu-

gänglich zu machen. Die Vorschrift mutet es interessierten Mitgliedern der Öf-

fentlichkeit vielmehr zu, sich vom Inhalt der Normen durch eigene Initiative ver-

lässlich Kenntnis zu verschaffen. Gefordert ist die Gemeinde nur bei der Ver-

kündung eines Bebauungsplans, wenn sie in den Festsetzungen auf eine      

DIN-Norm verweist und sich erst aus dieser Norm ergibt, unter welchen Vo-

raussetzungen ein Vorhaben planungsrechtlich zulässig ist (BVerwG, Be-

schlüsse vom 29. Juli 2010 - 4 BN 21.10 - Buchholz 406.11 § 10 BauGB Nr. 46 

Rn. 12 und vom 30. September 2014 - 4 B 49.14 - ZfBR 2015, 60 Rn. 3). 

4 2. Die Frage, ob ein Bebauungsplan, der eine Emissionskontingentfestsetzung 

mit einer Abweichungsmöglichkeit "öffnet", teilbar ist, wenn die Abweichungs-

möglichkeit unwirksam ist, rechtfertigt nicht die Zulassung der Revision, weil sie 

entgegen der Ansicht der Beschwerde nicht geeignet ist, zu einer einheitlichen 

Auslegung und Anwendung von Bundesrecht beizutragen. 

5 In der Rechtsprechung des Senats ist rechtsgrundsätzlich geklärt, dass Mängel, 

die einzelnen Festsetzungen eines Bebauungsplans anhaften, dann nicht zu  

dessen Gesamtunwirksamkeit führen, wenn - erstens - die übrigen Regelungen, 

Maßnahmen oder Festsetzungen, für sich betrachtet, noch eine sinnvolle städ-

tebauliche Ordnung im Sinne des § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB bewirken können  

und wenn - zweitens - die Gemeinde nach ihrem im Planungsverfahren zum Aus-

druck gekommenen Willen im Zweifel auch eine Satzung dieses einge-

schränkten Inhalts beschlossen hätte (stRspr; vgl. BVerwG, Beschluss vom        

6. November 2007 - 4 BN 44.07 - juris Rn. 3). Diese Grundsätze gehen von der 
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Regel des § 139 BGB aus (BVerwG, Beschluss vom 20. August 1991 - 4 NB 

3.91 - Buchholz 310 § 47 VwGO Nr. 59 S. 82). 

6 Ob eine einzelne fehlerhafte Festsetzung zur Gesamt- oder Teilnichtigkeit des 

Bebauungsplans führt, ist letztlich eine Frage des Einzelfalls (BVerwG, Be-

schluss vom 6. November 2007 - 4 BN 44.07 - juris Rn. 3). Das Oberverwal-

tungsgericht hat eine Teilnichtigkeit des angefochtenen Bebauungsplans bejaht, 

weil auch ohne die Abweichungsmöglichkeit nach den Sätzen 6 und 7 der       

Nr. 1.4 der Textfestsetzung ein sinnvolles städtebauliches Lärmschutzkonzept 

nach Satz 1 der Nr. 1.4 gewahrt bleibe und kein Anhaltspunkt dafür ersichtlich 

sei, dass die Antragsgegnerin den angegriffenen Plan ohne die Sätze 6 und 7 

nicht beschlossen hätte (UA S. 18). Die Antragstellerin tritt dem entgegen. Al-

lerdings formuliert sie keine Rechtsfragen zu § 139 BGB, die noch der Klärung 

bedürften, sondern beschränkt sich auf eine einzelfallbezogene Kritik an der   

vorinstanzlichen Sachverhaltswürdigung und Rechtsanwendung. Damit kann  

die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache nicht dargelegt werden. 

7 3. Die Frage, ob der Umwidmungssperrklausel aus § 1 a Abs. 2 BauGB genügt 

wird, wenn der Bebauungsplan einer Gemeinde aufgrund abweichender regio-

nalplanerischer Zielvorgaben überhaupt erst dadurch ermöglicht wird, dass eine 

kommunale Einigung stattfindet, und wenn sich trotzdem die Betrachtung von      

alternativen Flächen, insbesondere möglicher Konversionsflächen auf das Ge-   

biet der planenden Gemeinde beschränkt, führt nicht zur Zulassung der Revisi-   

on, weil sie auf die besonderen Umstände des vorliegenden Falls zugeschnitten 

ist, nämlich die auch von der Antragstellerin so bezeichnete Sondersituation,    

dass die Befugnis zur Abweichung von einer Zielvorgabe in einem Regionalplan 

von einer Einigung betroffener Gebietskörperschaften abhängt. Die Frage lässt 

sich außerdem ohne Weiteres im Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde     

beantworten. Nach § 1 a Abs. 2 Satz 1 BauGB soll mit Grund und Boden spar- 

sam umgegangen werden; dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inan-

spruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Ent-

wicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flä- 

chen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nut-   

zen sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. Mit 
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der Gemeinde, auf deren Entwicklungsmöglichkeiten abzustellen ist, ist die pla-

nende Gemeinde gemeint. Ihre Befugnisse sind nach § 1 Abs. 1 BauGB auf die 

Grundstücke des eigenen Gemeindegebiets beschränkt (vgl. BVerwG, Beschluss 

vom 21. August 1995 - 4 N 1.95 - BVerwGE 99, 127 <130>). Einen Zugriff auf das 

Gebiet von Nachbargemeinden hat sie nicht. Deshalb sind auch dann, wenn eine 

Planung - wie hier - das Ergebnis einer interkommunalen Abstimmung ist, bei An-

wendung des § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB nur Planungsalternativen in Erwägung zu 

ziehen, die sich im eigenen Gemeindegebiet verwirklichen lassen. Eine gemein-

degebietsübergreifende Bauleitplanung zum Ausgleich der verschiedenen Belan-

ge ist einem Planungsverband (§ 205 BauGB) vorbehalten. 

8 Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 2 VwGO und die Streitwertfest-

setzung auf § 47 Abs. 1 Satz 1, Abs. 3, § 52 Abs. 1 GKG. 

Prof. Dr. Rubel Dr. Gatz Dr. Decker 


